Rückantwort an:


Hessisches Ministerium für Umwelt, ländlichen Raum und Verbraucherschutz


– Abteilung I –


Postfach 3109


65021 Wiesbaden





Zugang zu Informationen über die Umwelt�nach dem Umweltinformationsgesetz in der Fassung vom 23.August 2001 (BGBl. I S. 2218).





Name und Anschrift der Antragstellerin/des Antragstellers:


__________________________________________________________________________


__________________________________________________________________________





Hiermit beantrage ich Zugang zu Informationen über die Umwelt aus dem nachstehend kenntlich gemachten Gebiet:


(  )	Abfall- und Kreislaufwirtschaft


(  )	Bodenschutz und Altlastensanierung


(  )	Immissionsschutz, Luftverunreinigungen, Lärm und Erschütterungen


(  )	Naturschutz und Landschaftspflege


(  )	Schutz des Grundwassers und der Oberflächengewässer


(  )	Sonstiges


Genaue Bezeichnung der gewünschten Information (ggf. Rückseite verwenden):


__________________________________________________________________________


__________________________________________________________________________





Auf den Zugang zu Daten, die besonders geschützt sind (Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, personenbezogene Daten, geistiges Eigentum)


(  )	wird verzichtet.


(  )	wird nicht verzichtet,


	weil__________________________________________________________


 _____________________________________________________________


 _____________________________________________________________


	           (Begründung des besonderen Interesses am Zugang zu diesen Daten - ggf. Rückseite verwenden)





Ich beantrage zu den gewünschten Informationen:


(  )	Eine behördliche Auskunft


(  )	Akteneinsicht


(  )	Ich überlasse der Behörde die Art der Zugangsgewährung





Das „Merkblatt über den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt“ �- Stand: September 2001 - habe ich erhalten.


Mir ist bekannt, dass durch das Auskunftsersuchen Verwaltungskosten fällig werden können. Über die voraussichtliche Höhe dieser Kosten bin ich informiert.





__________________________________________________________________________


(Datum)			(Unterschrift)


�
Merkblatt 


über den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt








I.	Grundlagen


Zur Umsetzung der Richtlinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 7. Juni 1990 über den freien Zugang zu Informationen über die Umwelt (90/313/EWG), veröffentlicht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 158/56, hat der Bundestag das Umweltinformationsgesetz (UIG) vom 8. Juli 1994 (BGBl. I S. 1490 ff.) beschlossen. Das UIG ist am 16. Juli 1994 in Kraft getreten. Es wurde zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950/2018).








II.	Antragsverfahren


1. Berechtigung


Nach § 4 UIG hat jede natürliche Person und jede juristische Person des Privatrechts ohne Nachweis eines Interesses einen Anspruch auf freien Zugang zu Informationen über die Umwelt.


Dieser Anspruch kann jedoch zum Schutz öffentlicher Belange ausgeschlossen oder beschränkt werden. Gemäß § 7 UIG besteht ein Anspruch insbesondere nicht,


soweit internationale Beziehungen, die Landesverteidigung oder die Vertraulichkeit der Beratungen von Behörden betroffen sind,


soweit eine erhebliche Gefahr für die öffentliche Sicherheit verursacht werden kann oder


während der Dauer eines Gerichtsverfahrens, eines strafrecht�lichen Ermittlungsverfahrens oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG).





Nach § 8 UIG ist der Anspruch auch dann ausgeschlossen, soweit personenbezogene Daten offenbart und dadurch schutzwürdige Interessen der Betroffenen beeinträchtigt würden oder der Schutz geistigen Eigentums, insbesondere Urheberrechte, der Auskunftserteilung entgegenstehen. Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse dürfen nicht unbefugt zugänglich gemacht werden.


In den Fällen der §§ 7 und 8 UIG darf der Antrag nicht pauschal zurückgewiesen werden. Vielmehr ist zu jeder Einzelinformation aufgrund einer am Verhältnismäßigkeits�grundsatz orientierten Abwägung zu entscheiden, ob und inwieweit sie zugänglich gemacht werden kann. Auf jeden Fall sind beim Vorliegen eines Ausschlussgrundes nach den §§ 7 oder 8 UIG die hiervon nicht betroffenen Informationen zu übermitteln, soweit diese ausgesondert werden können (§ 4 Abs. 2 UIG).





2. Form und Inhalt des Antrags


Der Antrag auf Informationsgewährung bedarf keiner Schriftform, er muss aber hinreichend bestimmt sein und insbesondere erkennen lassen, auf welche Informationen er gerichtet ist (§ 5 Abs. 1 UIG). Er muss ferner die Antragstellerin oder den Antragsteller erkennen lassen. 


Um den durch das Auskunftsersuchen entstehenden Aufwand und die dadurch verursachten Kosten (hierzu s.u.) gering zu halten, wird empfohlen den Gegenstand der gewünschten Auskunft so genau wie möglich zu bezeichnen. Stellt sich heraus, dass das Hessische Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft und Forsten entweder nicht zuständig ist oder über die begehrten Informationen nicht verfügt, ermittelt es die zuständige oder eine sonstige Dienststelle, die dem Informationsersuchen entsprechen könnte und benennt sie Ihnen. Um weitere Nachfragen und dadurch bedingte zeitliche Verzögerungen zu vermeiden, wird empfohlen, für die Rückantwort das beigefügte Formular vollständig auszufüllen und umgehend an die dort genannte Behörde mit der angegebenen Anschrift zurückzusenden.





3. Entscheidung


Bei Bestehen eines Anspruchs ist die Information innerhalb einer Frist von zwei Monaten zugänglich zu machen. Bei fehlendem Anspruch oder anzunehmenden Ausschlussgründen ist innerhalb dieser Frist ein mit einer Begründung versehener Ablehnungsbescheid zu erteilen (§ 5 Abs. 2 UIG).


Gegen eine Nichtbescheidung sowie eine teilweise oder vollständige Ablehnung des Zugangs zu den gewünschten Informationen stehen die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Rechts�behelfe zur Verfügung, über die Sie im Falle einer Ablehnung belehrt werden.








III.	Zugang zu den Informationen


Der Zugang zu den Informationen erfolgt durch die Erteilung einer Auskunft, durch die Gewährung der Einsichtnahme in die Akten oder durch die Zurverfügungstellung von Informationsträgern in sonstiger Weise. Begehrt die Antragstellerin oder der Antragsteller eine bestimmte Art des Informations�zugangs, so darf die Behörde diesen nur dann durch ein anderes geeignetes Informations�mittel gewähren, wenn hierfür gewichtige Gründe bestehen. Diese Gründe sind von der Behörde darzulegen (§ 4 Abs. 1 UIG). Eventuell zu schützende Daten werden unkenntlich gemacht.


Die Gewährung von Einsichtnahmen in die Akten erfolgt grundsätzlich in den Räumen der zuständigen Dienststelle in Anwesenheit eines Bediensteten dieser Dienststelle.


Es ist zulässig, Notizen zu fertigen oder Ablichtungen herstellen zu lassen.








IV.	Kosten


Für Amtshandlungen aufgrund des Umweltinformationsgesetzes sieht § 10 UIG die Erhebung von Kosten (Gebühren und Auslagen) vor.


Die Kosten werden nach dem Hessischen Verwaltungskostengesetz mit der dazu ergangenen Allgemeinen Verwaltungskostenordnung und dem Allgemeinen Verwaltungskosten�ver�zeichnis (GVBl. I 2001, S. 238) sowie gegebenenfalls den besonderen Verwaltungskosten�ordnungen für die Geschäftsbereiche der obersten Landesbehörden erhoben. 





	Zu den Kosten siehe im Einzelnen die Aufstellung auf der folgenden Seite.


Kostenaufstellung


Nach den Nummern 11 und 2 des allgemeinen Verwaltungskostenverzeichnisses gilt hinsichtlich der Kosten Folgendes:


Bei Ablehnung eines Antrags auf Zugang zu Umweltinformationen wird keine Gebühr erhoben.


Für schriftliche Auskünfte gilt:


Einfache schriftliche Auskünfte sind kostenfrei, soweit sie nicht aus Registern und Dateien erteilt werden.


Für andere schriftliche Auskünfte wird eine Gebühr in Höhe von EUR 25,– bis EUR 500,– (= DM 48,90 bis DM 977,92) erhoben. Die Höhe richtet sich nach dem Aufwand der Dienststelle für die Erteilung der Auskunft und nach der Bedeutung der Auskunft für die Antragstellerin bzw. dem Antragsteller.


Für die Gewährung von Einsicht in amtliche Akten, Karteien, Datenträger usw. gilt:


Für Personen, die nicht an einem anhängigen Verwaltungsverfahren beteiligt sind, wird eine Gebühr in Höhe von EUR 5,– bis EUR 500,– (= DM 9,78 bis DM 977,92) erhoben. Die Höhe richtet sich nach dem Aufwand, den die Dienststelle im Zusammenhang mit der Zugangsgewährung betreiben muss sowie nach der Bedeutung der Auskunft für die Antragstellerin oder den Antragsteller. 


Soweit die Beaufsichtigung der Einsichtnahme durch einen Bediensteten notwendig ist, muss sich die Antragstellerin oder der Antragsteller auf einen Satz von mindestens EUR 11,– (= DM 21,51) je angefangener Viertelstunde einrichten. 


Für das Versenden von Akten wird je Sendung ein Zuschlag in Höhe von EUR 10,– (= DM 19,56) erhoben. Die Auslagen für die Sendung sind mit dieser Gebühr abgegolten.


Für Personen, die an einem anhängigen Verwaltungsverfahren beteiligt sind, wird eine Gebühr nur für das Versenden amtlicher Akten usw. erhoben. Je Sendung fällt dann eine Gebühr in Höhe von EUR 10,– (= DM 19,56) an. Die Auslagen für die Sendung sind mit dieser Gebühr abgegolten.





Zu den Gebühren kommt - außer im Falle einfacher schriftlicher Auskünfte oder der Versendung von Akten - die Erstattung von Auslagen hinzu, insbesondere die Erstattung von Fotokopien in Höhe von EUR 0,15 (= DM 0,29) je Seite.


Die entstandenen Kosten werden Ihnen mit einem schriftlichen Kostenbescheid in Rechnung gestellt.











Stand: September 2001





�
Kostenbeiblatt








Antrag der/des:	______________________________________________________________





___________________________________________________________________________





___________________________________________________________________________


(Name und Anschrift der Antragstellerin/des Antragstellers





auf freien Zugang zu Informationen über die Umwelt.


Rechtsgrundlage für den Anspruch auf Umweltinformation und den Kostenbescheid: Bundesumwelt�in�for�ma�tionsgesetz (UIG) vom 08.07.1994 (BGBl. I S. 1490), zuletzt geändert durch Art. 21 des Gesetzes zur Umsetzung der UVP-Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz vom 27. Juli 2001 (BGBl. I S. 1950/2018), Hessisches Verwaltungs�kosten�gesetz (HVwKostG) in der Fassung vom 3. Januar 1995 (GVBl. I S. 2), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17.12.1998 (GVBl. I S. 562), Allgemeine Verwal�tungs�kostenordnung und Allgemeines Verwaltungskosten�ver�zeich�nis vom 30. April 2001 (GVBl. I S. 238).








I.	Gebühren für schriftliche Auskünfte:	_________ EUR / DM


										     (Nichtzutreffendes streichen)


 	Gebührenrahmen: EUR 25,– bis EUR 500,– (= DM 48,90 bis DM 977,92)


 	(§§ 6 und 3 HVwKostG, Nr. 111 Allg. Verwaltungskostenverzeichnis)








II.	Gewährung von Akteneinsicht:	_________ EUR / DM


										     (Nichtzutreffendes streichen)


	Gebührenrahmen: EUR 5,– bis EUR 500,– (= DM 9,87 bis DM 977,92)


 	(§§ 6 und 3 HVwKostG, Nr. 112 Allg. Verwaltungskostenverzeichnis)





Darin enthalten: Gebühren für Akteneinsicht, wenn �ein(e) Beschäftigte(r) die Einsichtnahme beaufsichtigen muss: 





	Dauer:_________ Stunde(n)


	Beaufsichtigt von:__________________________________


 				(Name, Amtsbezeichnung)


	Dauer:____  x  Stundensatz: _______= ________ EUR / DM 


							  (Nichtzutreffendes streichen)





III.	Versenden von Akten, Karteien usw.:	_________ EUR / DM


										     (Nichtzutreffendes streichen)


	EUR 10, – (= DM 19,56) je Sendung zur Gewährung von Einsicht in 


 	amtliche Akten, Karteien, Datenträger usw. Die Auslagen für die Sendung sind


 	mit dieser Gebühr abgegolten (Nrn. 1121, 113 Allg. Verwaltungskostenverzeichnis).


 	





IV.	Auslagen:





Fotokopierkosten: _____ Seite(n) x EUR 0,15 (= DM 0,29)	= ________ EUR / DM 


		(Nr. 212 Allg. Verwaltungskostenverzeichnis)			   (Nichtzutreffendes streichen)











Entstandene Kosten:





 	Zu I:	___________________ EUR / DM	(schriftliche Auskunft)


 	Zu II:	___________________ EUR / DM	(Akteneinsicht)


	Zu III:	___________________ EUR / DM	(Versenden von Akten)


	Zu IV:	___________________ EUR / DM	(Auslagen)





Gesamtbetrag:


					      EUR / DM


							        (Nichtzutreffendes streichen)
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